Das Wettrennen der Reaktionäre
Dem Bundes-, Staats- und Gemeindepersonal die einmal errungenen Positionen wieder zu entreissen zu suchen, das ist die hohe Aufgabe, die sich die Reaktionäre in den bürgerlichen Parteien gestellt haben. Gesetzlich verankerte Bestimmungen werden nach allen Regeln der Kunst auszulegen versucht, um sie der reaktionären Bewegung dienstbar zu machen. Wo das nicht möglich ist, bedient man sich aller erdenklichen Ausflüchte, wie Nichtrendite des Betriebes, Kreditmangel und wie die Argumente der personalfreundlichen Bourgeoisie alle heissen.
Lohnreduktion, Arbeitszeitverlängerung, Entreissung der mehr oder weniger günstigen Anstellungsverhältnisse, Reduktion der Ferien etc. heissen die Schakale, die nagen und beissen an der Gesundheit des Proletariats. Wie will man beispielsweise eine Arbeitszeitverlängerung bei den Pferdewärtern begründen? Doch wohl nur damit, dass man der allgemeinen Arbeitszeitverlängerung Schrittmacherdienste leisten will.

Da, wo die Verhältnisse geregelt und unzweideutig niedergeschrieben sind, verlegt man sich, selbst auf die Gefahr hin, auf dem betretenen Glatteis auszugleiten, auf das Gebiet der Probierkunst, dem Personal anderweitig beizukommen.
So hat am 8. Juni 1923 der unter den stadtbernischen Funktionären allseits bekannte Reaktionär Degen durch Einreichung und Begründung einer Interpellation im Stadtrate Bern versucht, den Gemeinderat der Stadt Bern bewegen zu können, den städtischen Angestellten und Beamten den 1. Mai inskünftig nicht mehr freizugeben. Der 1. Mai sei ein Feiertag, der nur für einen bestimmten Teil der Bevölkerung Sinn und Geltung habe. Unter solchen Umständen berühre es ihn eigentümlich, dass der Gemeinderat den 1. Mai durch Schliessung der Bureaux der Gemeindeverwaltung sozusagen sanktioniere. Die Haltung des Gemeinderates erscheine wie eine Art Kapitulation vor der Idee des 1. Mai, eine Kapitulation, die ein grosser Teil der Bevölkerung nicht billigen könne.
Der Haudegen der Bürgerpartei verlor nach der Beantwortung der Interpellation durch den eigenen Fraktionsgenossen, Herrn Stadtpräsident Lindt, seinen Glorienschein. Der Stadtpräsident machte darauf aufmerksam, dass die Schliessung der Gemeindebureaux am 1. Mai mit der Ordnung der Feiertage der Arbeiterschaft zusammenhänge. Über die Freigabe des 1. Mai 1923 sei vom Gemeinderat kein besonderer Beschluss gefasst worden. Diese Angelegenheit sei schon früher grundsätzlich geregelt worden. Es habe sich herausgestellt, dass das Fernbleiben der Arbeiter und Angestellten am 1. Mai den Verwaltungsbetrieb störte und Reibungen hervorrief. So habe man sich dann entschlossen, gestützt auf die Vorschriften über die Feiertage der Arbeiter und Angestellten, zur grundsätzlichen Freigabe des 1. Mai für Bureaux und Schulen.
Nach der Beantwortung der Interpellation machte der Interpellant die versteckte Drohung: Die Sache ist für uns damit nicht erledigt. Was diese Drohung bedeuten soll, wird sich das Personal selbst kommentieren. Beamte, Angestellte und Arbeiter der Stadt Bern, hört die Signale, die von Zeit zu Zeit ertönen! Seid jederzeit auf der Hut und schliesst euch zu einem festen Bund zusammen!
Eduard Meyerhofer.
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